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Allgemeine Versicherungsbedingungen zur Vermögensschaden-Haftpflicht-
versicherung für freie Berufe und Gewerbetreibende mit gesetzlicher Versi-
cherungspflicht (AVB-P) 

Stand 01.2018 

1 Gegenstand der Versicherung 

1.1 Versicherte Ansprüche 

1.1.1 Der Versicherer bietet dem Versicherungsneh-
mer Versicherungsschutz für den Fall, dass er wegen ei-
nes bei der Ausübung beruflicher Tätigkeit (1.1.2) von 
ihm selbst oder einer Person, für die er nach § 278 oder 
831 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) einzutreten 
hat, begangenen Verstoßes (8.1) von einem anderen 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen für einen 
Vermögensschaden (1.2.1) verantwortlich gemacht wird. 

Ausgenommen sind Ansprüche auf Rückforderung von 
Gebühren oder Honoraren sowie Erfüllungsansprüche 
und Erfüllungssurrogate gemäß § 281 in Verbindung mit 
§ 280 BGB. 

1.1.2 Versicherungsschutz besteht für die rechtlich zu-
lässige, im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
bezeichnete, berufliche Tätigkeit des Versicherungsneh-
mers (versicherte Tätigkeit). Diese wird durch Risikobe-
schreibungen und besondere Bedingungen konkretisiert. 

1.1.3 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die 
gesetzliche Haftpflicht 

1. von Vertretern des Versicherungsnehmers aus der 
Vertretung, solange der Versicherungsnehmer an 
der Ausübung seines Berufs gehindert ist. Die Mitver-
sicherung besteht nicht, sofern Versicherungsschutz 
über die eigene Berufshaftpflicht des Vertreters be-
steht. 

2. der Erben des Versicherungsnehmers aus Verstö-
ßen, die bis zur Bestellung eines Praxisabwicklers, 
Praxistreuhänders oder eines Stellvertreters nach § 
46 Gewerbeordnung verursacht worden sind. 

1.1.4 Mitversichert sind nach Maßgabe von 1.1.4 4. 
Haftpflichtansprüche 

1. die gegen die nicht erlaubnis- und nicht versiche-
rungspflichtige Gesellschaft, insbesondere der Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts, erhoben werden, in 
den der Versicherungsnehmer seine berufliche Tätig-
keit ausübt (Inanspruchnahme der Gesellschaft); 

2. für Verbindlichkeiten, die vor Eintritt des Versiche-
rungsnehmers in die Gesellschaft von einem ande-
ren Gesellschafter begründet wurden (Haftung aus 
Altverbindlichkeiten); 

3. für Verbindlichkeiten, die nach dem Ausscheiden aus 
der Gesellschaft verursacht worden sind, wenn der 
Zeitpunkt der Auftrags- / Mandatserteilung während 
der Tätigkeit als Gesellschafter lag (Haftung als aus-
tretender Gesellschafter). 

4. Der Versicherungsschutz umfasst die Abwehr unbe-
rechtigter Ansprüche; die Freistellung von berechtig-

ten Ansprüchen jedoch nur, soweit nicht Versiche-
rungsschutz über eine andere Berufshaftpflichtversi-
cherung besteht (subsidiäre Deckung). 

 In der Person eines Gesellschafters gegebene Um-
stände, die den Versicherungsschutz beeinflussen, 
gehen zu Lasten aller Gesellschafter und der Gesell-
schaft (Zurechnung). 

1.1.5 Mitversichert sind unmittelbare Haftpflichtansprü-
che wegen Vermögensschäden, die aus Anlass der ver-
sicherten beruflichen Tätigkeit Kunden (Auftraggebern, 
Mandanten oder Klienten) des Versicherungsnehmers 
wegen einer Diskriminierung oder wegen Verletzung ei-
ner Vorschrift zum Schutz vor Diskriminierung, insbeson-
dere aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, 
geltend gemacht werden. 

Nicht versichert sind Ansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer in seiner Funktion als Arbeitgeber, Dienst-
herr, Auftraggeber von Werklohnverträgen oder Unter-
nehmer im Sinne von §§ 84ff. Handelsgesetzbuch. Dies 
gilt auch dann, wenn es sich um die Anbahnung eines 
solchen Vertrages handelt. 

1.1.6 Mitversichert sind unmittelbare Haftpflichtansprü-
che wegen der Verletzung einer Geheimhaltungsver-
pflichtung im Zusammenhang mit der beruflichen Tätig-
keit. Es macht dabei keinen Unterschied, ob die Geheim-
haltungsverpflichtung aufgrund von gesetzlichen Vor-
schriften, insbesondere Datenschutzgesetzen oder be-
rufsständischen Vorschriften, oder aufgrund von haupt- 
oder nebenvertraglichen Abreden entstanden ist. 4.2 
bleibt unberührt. 

1.1.7 Mitversichert sind unmittelbare Haftpflichtansprü-
che aufgrund der Verletzung von beruflichen Verhaltens-
vorschriften. Es macht dabei keinen Unterschied, ob 
diese aufgrund gesetzlichen Vorschriften, Berufsord-
nung, Verhaltenskodex eines Verbandes oder aufgrund 
von haupt- oder nebenvertraglichen Abreden entstanden 
sind oder geltend gemacht werden. 4.2 bleibt unberührt. 

1.1.8 Erweiterungen des Versicherungsschutzes las-
sen den Umfang des gesetzlich vorgeschriebenen Ver-
sicherungsschutzes unberührt. 

Soweit der Umfang des vereinbarten Versicherungs-
schutzes über den Umfang des gesetzlich vorgeschrie-
benen Versicherungsschutzes hinausgeht, gelten diese 
Versicherungsbedingungen entsprechend sofern nichts 
Abweichendes durch zusätzliche Vereinbarung be-
stimmt ist. 

1.2 Versicherte Schäden 

1.2.1. Versicherte Schäden sind Vermögensschäden, 
vgl. 1.1.1. Keine Vermögensschäden sind 

1. die Tötung, die Verletzung des Körpers oder die 
Schädigung der Gesundheit von Menschen (Perso-
nenschaden); 
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2. die Beschädigung, das Verderben, die Vernichtung 
oder das Abhandenkommen von Sachen (Sachscha-
den). 

 Hierunter fällt auch das Abhandenkommen von Geld, 
geldwerten Zeichen, Inhaberpapieren und in Blanco 
indossierten Orderpapieren. Das Abhandenkommen 
von Wechseln fällt nicht unter diese Ausschlussbe-
stimmung. 

1.2.2. Abweichend von 1.2.1 sind jedoch mitversichert 
Haftpflichtansprüche wegen immaterieller Schäden, ins-
besondere Schmerzensgeld, aufgrund einer 

1. Verletzung des Körpers, der Gesundheit oder der 
Freiheit, soweit das Rechtsgut Gegenstand des Auf-
trags- bzw. Mandatsverhältnis ist. Dies gilt insbeson-
dere für Schäden, die durch Freiheitsentzug (Straf- 
oder Untersuchungshaft, Unterbringung) verursacht 
worden sind; 

2. Diskriminierung im Sinne von 1.1.5; 

3. Verletzung von Datenschutzbestimmungen im Sinne 
von 1.1.6. 

1.2.3. Mitversichert sind Haftpflichtansprüche wegen 
Sach- oder Vermögensschäden 

1. an Akten und anderen für die Sachbehandlung in Be-
tracht kommenden Unterlagen, hierzu gehören ins-
besondere Schriftstücke und elektronische Akten; 

2. aus der Nutzung des Internets, der elektronischen In-
formations- und Datenverarbeitung, insbesondere 
dem Austausch elektronischer Daten, im Zusammen-
hang mit der versicherten Tätigkeit, sofern Versiche-
rungsschutz nicht über eine anderweitige Versiche-
rung besteht (subsidiäre Deckung). 

1.2.4. Mitversichert sind Haftpflichtansprüche wegen 
Sachschäden an anderen als unter 1.2.3.1 genannten 
beweglichen Sachen, die das Objekt der versicherten 
Betätigung des Versicherungsnehmers bilden, sofern 
Versicherungsschutz nicht über eine anderweitige Versi-
cherung besteht (subsidiäre Deckung). 

Ausgeschlossen hiervon bleiben Sachschäden aus An-
lass der Ausübung technischer Berufstätigkeit, der Ver-
waltung von Grundstücken sowie der der Führung wirt-
schaftlicher Betriebe. 

1.3 Ausübung beruflicher Tätigkeit 

1.3.1 Gemeinschaftliche Berufsausübung 

1, Üben Berufsträger ihren Beruf nach außen hin ge-
meinschaftlich aus, sind sie Gesellschafter ohne 
Rücksicht darauf, wie ihre vertraglichen Beziehungen 
im Innenverhältnis geregelt sind. 

 Die vertraglichen Beziehungen des Innenverhältnis-
ses können sein: Anstellungsverhältnis, freie Mitar-
beit, Bürogemeinschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts, nicht als Berufsträgergesellschaft aner-
kannte Partnerschaft oder ähnliche Zusammen-
schlüsse. 

2. In der Person eines Gesellschafters gegebene Um-
stände, die den Versicherungsschutz beeinflussen, 
gehen zu Lasten aller Gesellschafter und der Gesell-
schaft (Zurechnung). 

1.3.2 Anerkannte Berufsträgergesellschaft 

1. Nimmt eine anerkannte Berufsträgergesellschaft für 
sich selbst Versicherung, bezieht sich der Versiche-
rungsschutz für diese Gesellschaft auf die den Orga-
nen, Geschäftsführern, Gesellschaftern von Perso-
nengesellschaften, Partnern und Mitarbeitern (10.1) 
oder sonstigen Personen, deren sie sich zur Erfül-
lung ihrer Berufstätigkeit bedient, zur Last fallenden 
Verstöße. 

2. In der Person des Verstoßenden gegebene Um-
stände, die den Versicherungsschutz beeinflussen, 
werden dem Versicherungsnehmer zugerechnet. 
Das gilt nicht, wenn Mitarbeiter (nicht Organe, Ge-
schäftsführer, Gesellschafter von Personengesell-
schaften, Partner) des Versicherungsnehmers oder 
sonstige Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner 
Berufstätigkeit bedient, in Erfüllung dieser Tätigkeit 
von Gesetz, Vorschrift, Anweisung oder Bedingung 
des Auftraggebers wissentlich abgewichen sind oder 
sonst ihre Pflichten wissentlich verletzt haben. 

3. Anerkannt im Sinne dieser Bestimmungen sind Ge-
sellschaften, die aufgrund ihres Berufsrechts einer ei-
genen Erlaubnispflicht unterliegen. 

1.3.3 Versicherung für fremde Rechnung 

1. Ist der Versicherungsnehmer selbst nicht Inhaber der 
beruflichen Erlaubnis (Berufsausübungsgemein-
schaft, vgl. 1.3.1), so kann Versicherungsschutz für 
die Tätigkeit der einzelnen Gesellschafter (im Versi-
cherungsschein namentlich benannte versicherte 
Personen) im Rahmen von jeweils rechtlich selbstän-
digen Verträgen beantragt werden. Beispiel: Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts. 

2. Besteht für Gesellschafter einer Berufsträgergesell-
schaft (1.3.2) eine zusätzliche Versicherungspflicht, 
so kann Versicherungsschutz hierfür ebenfalls im 
Rahmen eines jeweils rechtlich selbständigen Ver-
trags beantragt werden. Beispiel: Persönlich haften-
der Gesellschafter einer versicherungspflichtigen 
Personenhandelsgesellschaft. 

3. In den beiden vorgenannten genannten Fällen han-
delt es sich jeweils um eine Versicherung für fremde 
Rechnung im Sinne von §§ 43 ff. VVG. 

4. Bei Mitarbeitern, die als Erfüllungsgehilfen für den 
Versicherungsnehmer oder eine im Versicherungs-
schein namentlich benannte Person tätig werden 
(mitversicherte Personen im Sinne von 10.1), handelt 
es sich nicht um eine Versicherung für fremde Rech-
nung, insbesondere besteht kein Versicherungs-
schutz für Tätigkeiten des Mitarbeiters im eigenen 
Namen. Hierfür kann Versicherungsschutz, insbe-
sondere für den eigenen Pflichtversicherungsnach-
weis für freie Berufe, im Rahmen einer selbständigen 
Police beantragt werden. 

5. Soweit der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
personenbezogene Daten Dritter, insbesondere die 
von Gesellschaftern oder auf Antrag andere nament-
lich benannte Personen mitteilt, so ist er verpflichtet, 
diese betroffenen Personen über die Weitergabe ih-
rer personenbezogenen Daten als versicherte Per-
son zu informieren. Dies gilt auch unabhängig davon, 
ob das Versicherungsunternehmen selbst eine Infor-
mationspflicht trifft. 
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1.4 Geografischer Geltungsbereich 

1.4.1 Mitversichert sind nach Maßgabe von 3.5 Haft-
pflichtansprüche mit Auslandsbezug soweit es sich han-
delt um 

1. die Geltendmachung von Ansprüchen vor europäi-
schen und türkischen Gerichten; dies gilt auch im 
Falle eines inländischen Vollstreckungsurteils (§ 722 
Zivilprozessordnung), 

2. die Beratung, die Beschäftigung, die Verletzung oder 
Nichtbeachtung europäischen Rechts einschließlich 
der Türkei, 

3. eine im europäischen Ausland oder in der Türkei vor-
genommene Tätigkeit. 

1.4.2 Tätigkeiten, die über ausländische Tochtergesell-
schaften, ausländische Niederlassungen, ausländische 
Zweigstellen jeder Art oder über durch Kooperationsver-
einbarungen verbundene Firmen im Ausland ausgeübt 
werden, sind nur durch besondere Vereinbarung mitver-
sichert. 

1.4.3 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche auf 
Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
und exemplary damages. 

2 Zeitlicher Umfang des Versicherungs-
schutzes 

2.1  Die Vorwärtsversicherung umfasst die Folgen aller 
vom Beginn des Versicherungsschutzes (2.1 des Allge-
meinen Teils zur Police (AT)) bis zum Ablauf des Ver-
trags vorkommenden Verstöße. 

2.2  Die Rückwärtsversicherung bietet, sofern verein-
bart (siehe Versicherungsschein), Versicherungsschutz 
für Verstöße in der Vergangenheit, welche dem Versi-
cherungsnehmer bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung nicht bekannt waren. Bei Antragstellung ist die zu 
versichernde Zeit nach Anfangs- und Endpunkt zu be-
zeichnen. Als bekannter Verstoß gilt ein Vorkommnis, 
wenn dieses vom Versicherungsnehmer als fehlerhaft 
erkannt oder ihm gegenüber als fehlerhaft bezeichnet 
worden ist. 

2.3  Der Versicherungsschutz umfasst die Folgen aller 
während der Versicherungsdauer begangenen Ver-
stöße. 

2.4  Ist in einem unmittelbar vor diesem Vertrag beste-
henden Vermögensschaden- Haftpflichtversicherung 
(Vorvertrag) mit Versicherungsfalldefinition im Sinne von 
8.1 in rechtlicher zulässiger Weise die Nachhaftung des 
Versicherers im Sinne von 2.3 im Verhältnis zu dem ge-
schädigten Dritten beschränkt worden, so übernimmt 
R+V die Abwehr unberechtigter Anspruche und soweit 
erforderlich, die Freistellung von berechtigten Ansprü-
chen im nachstehenden Umfang: 

2.4.1 Die Ersatzleistung ist auf die Höhe und den Um-
fang des zum Zeitpunkt des Verstoßes bestehenden 
Versicherungsschutzes begrenzt, wobei ein über den 
Rahmen dieses Vertrags hinausgehender Versiche-
rungsschutz sowohl hinsichtlich der Höhe als auch des 
Umfangs ausgeschlossen ist. Sie beträgt jedoch maxi-
mal 2.500.000 EUR je Versicherungsfall und 5.000.000 
EUR für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res. 

2.4.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den 
Umfang des vorherigen Versicherungsvertrags offen zu 
legen. 

2.4.3 Kommt es zu einer Leistung aus diesem Vertrag 
ist der Versicherungsnehmer verpflichtet etwaige An-
sprüche aus dem anderweitigen Versicherungsvertrag 
an die R+V abzutreten. 

2.5  Ist bei einem Wechsel des Versicherers zweifelhaft, 
zu welchem Zeitpunkt der Verstoß durch Unterlassen 
(8.1) eingetreten ist, welcher Versicherer eintrittspflichtig 
ist, so umfasst der Versicherungsschutz während der 
Laufzeit dieses Vertrages auch die Abwehr dieser An-
sprüche und soweit erforderlich, die Freistellung von be-
rechtigten Ansprüchen in entsprechender Anwendung 
von 2.4.1 bis 2.4.3 bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
über die Eintrittspflicht eines Versicherers. 

3 Umfang des Versicherungsschutzes 

3.1 Leistung des Versicherers 

3.1.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung 
der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Scha-
denersatzansprüche und die Freistellung des Versiche-
rungsnehmers von berechtigten Schadenersatzver-
pflichtungen. 

3.1.2 Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen 
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Geset-
zes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Ver-
gleichs zur Entschädigung verpflichtet und der Versiche-
rer hierdurch gebunden ist. 

Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungs-
nehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben 
oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer 
nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder 
Vergleich bestanden hätte. 

3.1.3 Ist die Schadenersatzverpflichtung bzw. bei Ei-
genschäden der Schaden des Versicherungsnehmers 
mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen 
zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen 
bzw. den Schaden zu begleichen. 

3.1.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro 
(EUR). Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem 
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Betrag bei einem inländi-
schen Geldinstitut angewiesen ist. 

3.2 Versicherungssumme 

3.2.1 Die Versicherungssumme stellt den Höchstbe-
trag, abgesehen von den Kosten des Rechtsschutzes 
nach 3.5, der dem Versicherer in jedem einzelnen Versi-
cherungsfall obliegenden Leistung dar, und zwar mit der 
Maßgabe, dass nur eine einmalige Leistung der Versi-
cherungssumme in Frage kommt, 

1. gegenüber mehreren entschädigungspflichtigen Per-
sonen, auf welche sich der Versicherungsschutz er-
streckt oder 

2. bezüglich eines aus mehreren Verstößen fließenden 
einheitlichen Schadens oder 

3. bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes. Dabei 
gilt mehrfaches, auf gleicher oder gleichartiger Feh-
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lerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als ein-
heitlicher Verstoß, wenn die betreffenden Angele-
genheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaft-
lichem Zusammenhang stehen. 

Weitere Bestimmungen zum Höchstbetrag der Versiche-
rungsleistung können in den Besonderen Bedingungen 
geregelt werden. 

3.2.2 Die Leistungen des Versicherers innerhalb eines 
Versicherungsjahres ergeben sich aus dem Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen und können im 
Rahmen der gesetzlichen Pflichtversicherungsbestim-
mungen begrenzt werden (Jahreshöchstersatzleistung). 

3.2.3 Soweit die vereinbarte Versicherungssumme den 
Betrag der Mindestversicherungssumme oder die Jah-
reshöchstleistung den Betrag der gesetzlichen Mindest-
jahreshöchstersatzleistung übersteigt, gelten die Versi-
cherungsbedingungen entsprechend, wenn nichts Ab-
weichendes durch zusätzliche Vereinbarungen bestimmt 
ist. 

3.3 Kumulsperre 

3.3.1 Unterhält der Versicherungsnehmer aufgrund zu-
sätzlicher Qualifikationen weitere Versicherungsverträge 
(z. B. in der Eigenschaft als Rechtsanwalt, Steuerbera-
ter, vereidigter Buchprüfer oder Wirtschaftsprüfer) und 
kann er für einen und denselben Verstoß Versicherungs-
schutz auch aus einem weiteren Versicherungsvertrag in 
Anspruch nehmen, begrenzt die Versicherungssumme 
des Vertrages mit der höchsten Versicherungssumme, 
bei gleich hohen Versicherungssummen diese Versiche-
rungssumme, die Leistung aller bezüglich dieses Versto-
ßes eintrittspflichtigen Versicherer; eine Kumulierung der 
Versicherungssummen findet also nicht statt. § 78 Ab-
satz 2 Satz 1 VVG gilt entsprechend. Die Bestimmungen 
unter 12. bleiben unberührt. 

3.3.2 Werden Angehörige der rechts-, steuer- und wirt-
schaftsberatenden Berufe, welche auf Grund gleicher, 
mehrfacher oder verschiedener Qualifikationen Versi-
cherungsverträge unterhalten, für ein und denselben 
Verstoß verantwortlich gemacht und kann für diesen 
Verstoß Versicherungsschutz aus mehreren Versiche-
rungsverträgen in Anspruch genommen werden, be-
grenzt die Versicherungssumme des Vertrages mit der 
höchsten Versicherungssumme die Leistung aus allen 
Versicherungsverträgen; eine Kumulierung der Versi-
cherungssummen findet nicht statt. Die Bestimmungen 
unter 12 bleiben unberührt. 

3.4 Selbstbehalt 

3.4.1 Sofern vereinbart, trägt der Versicherungsneh-
mer den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
oder den in besonderen Bedingungen vereinbarten 
Selbstbehalt. 

Der Versicherer kann verlangen, dass der Versiche-
rungsnehmer seinen Schadenanteil an eine vom Versi-
cherer bestimmte Stelle abführt und die Quittung darüber 
dem Versicherer einsendet. 

3.4.2 Ein Selbstbehalt ist jedoch ausgeschlossen, 
wenn bei Geltendmachung des Schadens durch einen 
Dritten die Bestellung bzw. Zulassung des Berufsträgers 
oder die Anerkennung bzw. Zulassung der Gesellschaft 

oder des Vereins erloschen ist. Dies gilt auch, wenn Haft-
pflichtansprüche gegen die Erben des Versicherungs-
nehmers erhoben werden. 

3.4.3 Vereinnahmte Gebühren oder Honorare werden 
nicht auf die Haftpflichtsumme angerechnet. Ein An-
spruch auf Rückforderung von Gebühren und Honoraren 
fällt nicht unter den Versicherungsschutz. 

3.5 Kosten des Rechtsschutzes 

Die Kosten eines gegen den Versicherungsnehmer an-
hängig gewordenen, einen gedeckten Haftpflichtan-
spruch betreffenden Haftpflichtprozesses sowie einer 
wegen eines solchen Anspruchs mit Zustimmung des 
Versicherers vom Versicherungsnehmer betriebenen 
negativen Feststellungsklage oder Nebenintervention 
gehen im Rahmen der nachstehenden Bestimmungen 
zu Lasten des Versicherers. Gedeckt in diesem Sinne 
sind auch die Kosten des Abwehrschutzes eines geltend 
gemachten Haftpflichtanspruches bei fehlender Passiv-
legitimation. 

3.5.1 Übersteigt der geltend gemachte Haftpflichtan-
spruch die Versicherungssumme, trägt der Versicherer 
die Gebühren und Pauschsätze nur nach der der Versi-
cherungssumme entsprechenden Wertklasse. Bei den 
nicht durch Pauschsätze abzugeltenden Auslagen tritt 
eine verhältnismäßige Verteilung auf Versicherer und 
Versicherungsnehmer ein. 

3.5.2 Übersteigt der Haftpflichtanspruch nicht den Be-
trag des Mindestselbstbehalts oder eines vereinbarten 
festen Selbstbehalts, so treffen den Versicherer keine 
Kosten. 

3.5.3 Sofern ein Versicherungsnehmer sich selbst ver-
tritt oder durch einen Mitgesellschafter oder Mitarbeiter 
vertreten lässt, werden eigene Gebühren nicht erstattet. 
Ist der Versicherungsnehmer als Berufsträgergesell-
schaft anerkannt, werden keine Gebühren erstattet, so-
fern der Versicherungsnehmer sich von für die Gesell-
schaft tätigen Personen vertreten lässt. 

3.5.4 Bei der Inanspruchnahme vor ausländischen Ge-
richten ersetzt der Versicherer begrenzt auf seine Leis-
tungspflicht Kosten höchstens nach der der Versiche-
rungssumme entsprechenden Wertklasse nach deut-
schem Kosten- und Gebührenrecht, sofern nicht im ein-
zelnen Versicherungsfall mit dem Versicherer etwas an-
deres vereinbart ist. 

3.5.5 An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, 
die zur Abwendung der zwangsweisen Beitreibung der 
Haftpflichtsumme zu leisten ist, beteiligt sich der Versi-
cherer in demselben Umfang wie an der Ersatzleistung. 

3.5.6 Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung 
eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedi-
gung oder Vergleich an dem Widerstand des Versiche-
rungsnehmers scheitert, oder falls der Versicherer sei-
nen vertragsgemäßen Anteil zur Befriedigung des Ge-
schädigten zur Verfügung stellt, so hat der Versicherer 
für den von der Weigerung bzw. der Zurverfügungstel-
lung an entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, 
Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

3.5.7 Sofern streitig ist, ob die Schadenverursachung 
durch eine vorsätzliche oder wissentliche Pflichtverlet-
zung im Sinne von 4.5 erfolgt ist, besteht Versicherungs-
schutz für die Abwehr- und Verteidigungskosten unter 
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der Bedingung, dass der Vorsatz oder die wissentliche 
Pflichtverletzung nicht durch rechtskräftige Entschei-
dung, Vergleich oder Anerkenntnis festgestellt wird. Er-
folgt eine solche Feststellung, entfällt der Versicherungs-
schutz rückwirkend. Der Versicherungsnehmer ist in die-
sem Fall verpflichtet, dem Versicherer die erbrachten 
Leistungen zurückzuerstatten. 

4 Ausschlüsse 

Soweit in den besonderen Bedingungen nicht ausdrück-
lich abweichend geregelt, bezieht sich der Versiche-
rungsschutz nicht auf Haftpflichtansprüche 

4.1  mit Auslandsbezug, die über den Umfang des geo-
grafischen Geltungsbereichs (1.4) hinausgehen; 

4.2  soweit sie aufgrund Vertrages oder besonderer Zu-
sage über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht hin-
ausgehen; 

4.3  wegen Schäden durch Veruntreuung; 

4.4  aus der Tätigkeit des Versicherungsnehmers oder 
seines Personals als Leiter, Geschäftsführer, Vorstands-
, Aufsichtsrats-, Beiratsmitglied von Firmen, Unterneh-
mungen, Vereinen, Verbänden, Stiftungen oder Körper-
schaften des öffentlichen Rechts. Ist der Versicherungs-
nehmer als Berufsträgergesellschaft anerkannt, gilt dies 
entsprechend für die Gesellschaft und die dort tätigen 
Personen; 

4.5  wegen vorsätzlicher Schadenverursachung oder 
wegen Schäden durch wissentliches Abweichen von Ge-
setz, Vorschrift, Anweisung oder Bedingung des Auftrag-
gebers oder durch sonstige wissentliche Pflichtverlet-
zung. Kosten des Abwehrschutzes sind im Umfang von 
3.5.7 mitversichert; 

Bei einer wissentlichen Pflichtverletzung behält der Ver-
sicherungsnehmer seinen Anspruch auf Versicherungs-
schutz, wenn diese nicht durch ihn und auch nicht in der 
Person eines Gesellschafters oder Organs begangen o-
der durch Unterlassung verursacht worden ist. Rück-
griffsansprüche nach 11 bleiben unberührt. 

4.6  wegen Schäden aus einer kaufmännischen Kalku-
lations-, Spekulations- oder Organisationstätigkeit. 

5 Beitragszahlung und Beginn des Versi-
cherungsschutzes, Beitragsregulierung, 
Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendi-
gung 

5.1 Beitragszahlung 

In Ergänzung zu 3.5 des Allgemeinen Teils zur Police 
(AT) ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

5.2 Beitragsregulierung 

5.2.1 In Ergänzung zu 4. AT gilt folgendes: Bei unrich-
tigen Angaben zum Nachteil des Versicherers, kann die-
ser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in 
dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunterschieds 
verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben 
kein Verschulden trifft. 

5.2.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versiche-
rungsnehmers oder sonstiger Feststellungen, wird der 
Beitrag ab dem Beginn der laufenden Versicherungspe-
riode, in der die Mitteilung zu erfolgen hat, neu festge-
setzt. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf 
dadurch nicht unterschritten werden. 

5.2.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die recht-
zeitige Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, 
für den die Angaben zu machen waren, eine Nachzah-
lung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in Rech-
nung gestellten Beitrags verlangen. Werden die Anga-
ben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulie-
rung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zu viel gezahl-
ter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben 
innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Mitteilung 
über den erhöhten Beitrag erfolgen. 

5.2.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlungen für meh-
rere Jahre Anwendung. 

5.3 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

5.3.1 Im Fall der Beendigung des Versicherungsver-
hältnisses vor Ablauf der Versicherungsperiode, steht 
dem Versicherer für diese Versicherungsperiode nur 
derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum ent-
spricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 

5.3.2 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
wegen Verletzung vorvertraglicher Anzeigepflichten oder 
durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger 
Täuschung beendet, steht dem Versicherer der Beitrag 
bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfech-
tungserklärung zu. 

5.3.3 Tritt der Versicherer wegen Nichtzahlung des 
Erst- bzw. Einmalbeitrags zurück, kann er eine ange-
messene Geschäftsgebühr verlangen. 

6 Außerordentliche Kündigungsrechte 

6.1 Kündigung nach Eintritt des Versicherungs-
falls 

6.1.1. Das Versicherungsverhältnis kann nach Eintritt 
eines Versicherungsfalls gekündigt werden, wenn eine 
Zahlung aufgrund eines Versicherungsfalls geleistet o-
der der Haftpflichtanspruch rechtshängig geworden ist o-
der der Versicherungsnehmer mit einem von ihm geltend 
gemachten Versicherungsanspruch rechtskräftig abge-
wiesen wurde. 

6.1.2. Das Recht zur Kündigung erlischt, wenn es nicht 
spätestens einen Monat, nachdem die Zahlung geleistet, 
der Rechtsstreit durch Klagerücknahme, Anerkenntnis o-
der Vergleich beigelegt oder das Urteil rechtskräftig ge-
worden ist, ausgeübt wird. 

6.1.3. Der Versicherungsnehmer kann bestimmen, ob 
er mit sofortiger Wirkung oder zum Schluss der laufen-
den Versicherungsperiode kündigt. Die Kündigung des 
Versicherers wird nach einem Monat wirksam. 

6.2 Kündigung nach Sitzverlegung ins Ausland 

6.2.1. Verlegt der Versicherungsnehmer seinen 
(Wohn)-Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, 
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so ist der Versicherer berechtigt, den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. 

6.3 Wegfall des versicherten Interesses 

6.3.1 In Ergänzung zu 7. AT gilt als Wegfall des versi-
cherten Interesses auch, wenn eine zur Berufsausübung 
des Versicherungsnehmers erforderliche Erlaubnis auf-
gehoben wird. 

6.3.2 Eine Reduzierung des Umfangs der versicherten 
Tätigkeit stellt keinen Wegfall des versicherten Interes-
ses dar. Gleiches gilt für persönliche Verträge eines Ge-
sellschafters, wenn dieser aus der Gesellschaft aus-
scheidet. 

6.3.3. Wird im Falle des Ablebens des Versicherungs-
nehmers ein Praxisabwickler, Praxistreuhänder oder ein 
Stellvertreter nach § 46 Gewerbeordnung bestellt, so 
liegt bis zur Praxisveräußerung oder Praxisübernahme 
kein Wegfall des versicherten Interesses vor. 

7 Anzeigepflichten, Gefahrerhöhungen, 
weitere Obliegenheiten 

7.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben 
über gefahrerhebliche Umstände 

7.1.1 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe 
seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm be-
kannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Ent-
schluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versiche-
rungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, 
als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsan-
nahme, der Versicherer Fragen im Sinne des Satzes 1 
stellt. 

7.1.2 Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet 
sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss aus-
zuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbar-
ten Inhalt abzuschließen. 

7.1.3 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versi-
cherungsnehmers geschlossen und kennt dieser den ge-
fahrerheblichen Umstand, muss sich der Versicherungs-
nehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon 
Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 

7.2 Rücktritt 

7.2.1 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den 
gefahrerheblichen Umständen berechtigen den Versi-
cherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

7.2.2 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein 
Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. Das 
Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 
Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte. 

7.2.3 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 

versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ur-
sächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Ver-
sicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

7.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

7.3.1 Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht we-
der auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, 
kann der Versicherer den Vertrag kündigen. 

7.3.2 Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte. 

7.3.3 Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder 
kündigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen 
auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingun-
gen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil. 

7.3.4 Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der 
Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versi-
cherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers fristlos in Schriftform kündigen. 

7.4 Frist zur Geltendmachung 

7.4.1 Der Versicherer muss die ihm nach 7.2 und 7.3 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Dabei hat er die Umstände anzugeben, 
auf die er seine Erklärung stützt. Die Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzei-
gepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht be-
gründet, Kenntnis erlangt. 

7.4.2 Der Versicherer kann sich auf die in 7.2 und 7.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht an-
gezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der An-
zeige kannte. 

7.5 Gefahrerhöhungen 

7.5.1 Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, 
nach Abgabe seiner Vertragserklärung eine Gefahrerhö-
hung ohne Einwilligung des Versicherers vorzunehmen 
oder zu gestatten. Erkennt der Versicherungsnehmer 
eine solche nachträglich oder tritt diese unabhängig von 
seinem Willen ein, hat er dies dem Versicherer unver-
züglich anzuzeigen. 1.4 bleibt hiervon unberührt. 

7.5.2 Der Versicherer ist berechtigt nach seiner Wahl 

1. den Vertrag zu kündigen, 

2. ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen der hö-
heren Gefahr entsprechenden Beitrag zu verlangen 
(7.3.4 gilt entsprechend) oder aber die Absicherung 
der höheren Gefahr auszuschließen oder 
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3. die Leistung zu verweigern für den Fall, dass der Ver-
sicherungsfall nach der Gefahrerhöhung eintritt und 
der Versicherungsnehmer seine Pflicht nach 7.5.1, 
Satz 1, vorsätzlich verletzt hat, bzw. seine Leistung 
im Falle grober Fahrlässigkeit entsprechend einem 
der Schwere des Verschuldens entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen (9.2). 

7.5.3 Tritt in den Fällen des 7.5.1, Satz 2, der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, 
zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen, ist der Versicherer gleichfalls von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, sofern dem Versicherer die 
Gefahrerhöhung unbekannt geblieben ist. Für die Leis-
tungspflicht des Versicherers gilt 7.5.2 3. entsprechend. 

7.5.4 Hat der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach 7.5.1, Satz 1, vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt, kann der Versicherer den Vertrag fristlos, in al-
len übrigen Fällen mit einer Frist von einem Monat kün-
digen. 

7.5.5 Abweichend von 7.5.3, Satz 1 und 7.5.4 bleibt der 
Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Gefah-
rerhöhung weder ursächlich für den Eintritt des Versiche-
rungsfalls noch den Umfang der Leistungspflicht war o-
der aber zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die 
Frist zur Kündigung seitens des Versicherers abgelaufen 
und diese nicht erfolgt war. 

7.5.6 Der Versicherer kann die Rechte nach 7.5.2 nur 
binnen eines Monats nach erlangter Kenntnis ausüben. 

8 Versicherungsfall, Anzeigepflicht und 
sonstige Obliegenheiten nach Eintritt des 
Versicherungsfalls 

8.1 Versicherungsfall 

Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrags ist der Ver-
stoß, der Haftpflichtansprüche eines Dritten gegenüber 
dem Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte. 

Wird ein Schaden durch fahrlässige Unterlassung verur-
sacht, gilt im Zweifel der Verstoß als an dem Tag began-
gen, an welchem die versäumte Handlung spätestens 
hätte vorgenommen werden müssen, um den Eintritt des 
Schadens abzuwenden. 

8.2 Anzeige des Versicherungsfalls 

8.2.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer un-
verzüglich, spätestens innerhalb einer Woche, schriftlich 
anzuzeigen. Der Versicherungsnehmer hat dem Versi-
cherer innerhalb einer Woche die Tatsachen anzuzei-
gen, die seine Verantwortlichkeit gegenüber einem Drit-
ten zur Folge haben könnten. 

Macht der Dritte seinen Haftpflichtanspruch gegenüber 
dem Versicherungsnehmer geltend, so ist der Versiche-
rungsnehmer zur Anzeige innerhalb einer Woche nach 
der Geltendmachung verpflichtet. 

8.2.2 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, Prozess-
kostenhilfe beantragt, ihm gerichtlich der Streit verkün-
det oder ein Schiedsgerichtsverfahren angestrengt, hat 
er dies dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. Dies 
gilt auch, wenn gegen den Versicherungsnehmer wegen 

des den Haftpflichtanspruch begründenden Schadenser-
eignisses ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird. 

8.2.3 Zur Wahrung der Fristen genügt die rechtzeitige 
Absendung der Anzeige. Für die Erben des Versiche-
rungsnehmers tritt an Stelle der Wochenfrist jeweils eine 
Frist von einem Monat. 

8.2.4 Unterbleibt die rechtzeitige Anzeige, ist der Ver-
sicherer nicht zur Leistung verpflichtet (9.2). Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherer auf andere Weise vom Ver-
sicherungsfall rechtzeitig Kenntnis erlangt hat. 

8.3 Weitere Behandlung des Versicherungsfalls 

8.3.1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter 
Beachtung der Weisungen des Versicherers (insbeson-
dere auch hinsichtlich der Auswahl des gegebenenfalls 
zu beauftragenden Rechtsanwalts) nach Möglichkeit für 
die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen 
und alles zu tun, was zur Klarstellung des Versiche-
rungsfalls dient, sofern ihm dabei nichts Unbilliges zuge-
mutet wird. 

Er hat den Versicherer bei der Abwehr des Schadens so-
wie bei der Schadenermittlung und -regulierung zu un-
terstützen, ihm ausführliche und wahrheitsgemäße 
Schadenberichte zu erstatten, alle Tatumstände, welche 
auf den Versicherungsfall Bezug haben, mitzuteilen und 
alle nach Ansicht des Versicherers für die Beurteilung 
des Versicherungsfalls erheblichen Schriftstücke einzu-
senden. Den aus Anlass eines Versicherungsfalls erfor-
derlichen Schriftwechsel hat der Versicherungsnehmer 
unentgeltlich zu führen. 

8.3.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur 
Abwicklung des Schadens oder Abwehr der Schadener-
satzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen 
im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. Wird 
gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, ist der Versicherer 
zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechts-
streit im Namen der versicherten Person. Der Versiche-
rungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie 
alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angefor-
derten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

8.3.3 Eine Streitverkündung seitens des Versiche-
rungsnehmers an den Versicherer ist nicht erforderlich; 
die Kosten einer solchen werden vom Versicherer nicht 
ersetzt. 

9 Rechtsfolgen bei Verletzung von Oblie-
genheiten 

9.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegen-
heit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Ver-
trag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Oblie-
genheitsverletzung fristlos in Schriftform kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsver-
letzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässig-
keit beruhte. 

9.2  Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätz-
lich verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pflichtet. Der Versicherer bleibt indes zur Leistung ver-
pflichtet, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
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dass die Verletzung der Obliegenheit weder auf den Ver-
sicherungsfall oder dessen Feststellung Einfluss gehabt 
hat. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungs-
nehmer. Die vorstehenden Bestimmungen gelten unab-
hängig davon, ob der Versicherer ein ihm nach 9.1 zu-
stehendes Kündigungsrecht ausübt. 

9.3  Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

10 Mitversicherte Personen 

10.1  Unmittelbar gegen Arbeitnehmer (gemäß § 5 Be-
triebsverfassungsgesetz) sowie freie Mitarbeiter des 
Versicherungsnehmers erhobene Haftpflichtansprüche 
Dritter sind im Rahmen des Vertrags mitversichert, so-
weit die in Anspruch genommene Person im Namen des 
Versicherungsnehmers tätig geworden ist. 

10.2  Soweit sich die Versicherung auch auf Haftpflicht-
ansprüche gegen andere Personen als den Versiche-
rungsnehmer selbst erstreckt, finden alle in dem Versi-
cherungsvertrag bezüglich des Versicherungsnehmers 
getroffenen Bestimmungen auch auf diese Personen 
sinngemäße Anwendung. Die Ausübung der Rechte aus 
dem Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Ver-
sicherungsnehmer zu. 

11 Abtretungsverbot, Übergang von Ersatzan-
sprüchen 

11.1  Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgül-
tigen Feststellung ohne ausdrückliche Zustimmung des 
Versicherers weder abgetreten noch verpfändet werden. 
Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig, 
sofern nicht die Vertragsparteien durch Individualabrede 
etwas anderes vereinbart haben. 

11.2  Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzan-
spruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf 
den Versicherer über, soweit der Versicherer den Scha-
den ersetzt hat. Der Übergang kann nicht zum Nachteil 
des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. 
Der Versicherer kann die Ausstellung einer den Forde-
rungsübergang nachweisenden Urkunde verlangen. 

11.3  Der Versicherungsnehmer hat Ersatzansprüche 
nach 11.2 oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs die-
nendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und 
Fristvorschriften zu wahren und bei deren Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 

11.4  Verletzt der Versicherungsnehmer die Obliegen-
heit nach 11.3 vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leis-
tung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen kei-
nen Ersatz von dem Dritten verlangen kann. Im Falle ei-
ner grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnisses zu kürzen. Die Beweis-
last für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

11.5  Der Versicherer macht den nach 11.2 übergegan-
genen Ersatzanspruch (Rückgriff) des Versicherungs-
nehmers gegen dessen Mitarbeiter (mitversicherte Per-
sonen im Sinne von 10.1) nur geltend, wenn dieser wis-
sentlich von Gesetz, Vorschrift, Anweisung oder Bedin-
gung des Arbeitgebers bzw. Auftraggebers abgewichen 
ist. 

12 Gesellschafterklausel 

12.1  Der Versicherungsfall auch nur eines Gesell-
schafters gilt als Versicherungsfall aller Gesellschafter. 
Als Gesellschafter gelten Personen, die ihren Beruf nach 
außen hin gemeinschaftlich ausüben, ohne Rücksicht 
darauf, ob sie durch Gesellschaftsvertrag oder einen an-
deren Vertrag verbunden sind oder nicht (Scheingesell-
schafter). 

12.2  Der Versicherer tritt für alle Gesellschafter zu-
sammen mit einer einheitlichen Durchschnittsleistung 
wie folgt ein: 

12.2.1 Die Leistung auf die Haftpflichtsumme wird in der 
Weise berechnet, dass zunächst bei jedem einzelnen 
Gesellschafter festgestellt wird, wie viel er vom Versiche-
rer zu erhalten hätte, wenn er, ohne Gesellschafter zu 
sein, allein einzutreten hätte (fiktive Leistung), und so-
dann die Summe dieser fiktiven Leistung durch die Zahl 
aller, auch der Gesellschafter, die nicht Versicherungs-
nehmer sind, geteilt wird. 

12.2.2 Bezüglich der Kosten sind die Bestimmungen in 
3.3 in sinngemäßer Verbindung mit diesen Bestimmun-
gen anzuwenden. Dieser Durchschnittsversicherungs-
schutz besteht daher auch zu Gunsten eines Gesell-
schafters, der nicht Versicherungsnehmer dieses Ver-
trags ist. 

12.2.3 Einen Ausschlussgrund nach 4. oder ein Rechts-
verlust nach 3.5.6 sowie nach 9., der in der Person eines 
Gesellschafters vorliegt, geht zu Lasten aller Gesell-
schafter. Soweit sich ein Rechtsverlust nach 9. an eine 
Unterlassung knüpft, wirkt das Tun eines Gesellschaf-
ters zugunsten aller Gesellschafter. 

13 Zuständiges Gericht, nationales Recht 
und Sprache 

13.1  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zustän-
digkeit nach dem Sitz des Versicherers oder, in teilwei-
ser Abänderung zu 9. des Allgemeinen Teils seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist 
auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung sei-
nen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für Klagen gegen den 
Versicherungsnehmer ist dieses Gericht ausschließlich 
zuständig. 

Hat der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss sei-
nen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus 
dem Geltungsbereich des Versicherungsvertragsgeset-
zes verlegt oder ist dieser im Zeitpunkt der Klageerhe-
bung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zu-
ständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherer oder den Versicherungsnehmer 
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nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Ver-
sicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

13.2  Auf den Versicherungsvertrag findet ausschließ-
lich deutsches Recht Anwendung. Die Vertragssprache 
ist Deutsch. 

13.3  Im Übrigen gilt das VVG. 

 

 

 

 

 


